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1. Satzungen und Verordnungen

Auf Grund von §§ 3, 28 Abs. 2 Ziff. 9, 131 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) vom 18. Dezember 2007 (GVBl.I/07, [Nr. 19],
S.286), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16. Mai 2013 (GVBl.I/13, [Nr. 18]) in Verbindung mit §§ 2, 6 Kommunalabgabengesetz
für das Land Brandenburg (KAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. März 2004 (GVBl.I/04, [Nr. 08], S.174), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 05. Dezember 2013 (GVBl.I/13, [Nr. 40]) in den jeweils geltenden Fassungen hat der Kreistag folgende Gebührensatzung für die Kreis-
musikschule Ostprignitz-Ruppin beschlossen:

§ 1
Gegenstand

(1) Der Landkreis erhebt für die Leistungen der Kreismusikschule Ostprignitz-Ruppin Gebühren zur teilweisen Deckung der Kosten der Musik-
schule für die Erteilung von Unterricht und die Überlassung von Musikinstrumenten nach Maßgabe dieser Gebührensatzung (Gebührenord-
nung).

(2) Der Unterricht in den Ergänzungsfächern Musiklehre, Zusammenspiel und Orchester ist gebührenfrei, wenn der Teilnehmer ein reguläres
Hauptfach belegt.
Zusätzlicher Unterricht für Studienvorbereitende Ausbildung und spezielle Talenteförderung werden gebührenfrei angeboten.

§ 2
Gebührenschuldner/Entstehen der Gebührenschuld

(1) Zur Zahlung der Gebühren ist der Benutzer oder derjenige verpflichtet, der
a) die Gebühren durch eine in der Anmeldung abgegebene Erklärung übernommen hat
      oder
b) für die Gebührenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet.

(2) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner.
(3) Die Gebührenschuld entsteht mit der Aufnahme des Unterrichts (Unterrichtsgebühr) und/oder mit der Überlassung eines Instrumentes durch

die Musikschule (Leihgebühr).
(4) Die Unterrichtsgebühr wird unter Berücksichtigung von Ferienzeiten und Feiertagen für 10 Monate pro Schuljahr erhoben.

§ 3
Höhe der Unterrichtsgebühren

a) Kinder, Schüler, Auszubildende und Studenten

Unterrichtsart Bezeichnung Dauer/Woche Gebühr/Monat Gebühr/Schuljahr
Einzelunterricht E 45 45 Minuten 57,50 € 575 €
Einzelunterricht E 30 30 Minuten 41,50 € 415 €
Zweiergruppe Z 45 Minuten 37,00 € 370 €
Dreiergruppe D 45 Minuten 33,00 € 330 €
Vierergruppe V 45 Minuten 29,00 € 290 €
Instrumentenkarussell IK 45 Minuten 20,00 € 200 €
Musikalische Früherziehung/Musikgarten FM 45 Minuten 18,00 € 180 €
Ensemble ohne Hauptfachunterricht EoH 45 Minuten 6,00 € 60 €

b) Erwachsene (Volljährige), die nicht Schüler, Auszubildende oder Studenten sind

Einzelunterricht E 45 45 Minuten 63,00 € 630 €
Einzelunterricht E 30 30 Minuten 46,00 € 460 €
Zweiergruppe Z 45 Minuten 40,00 € 400 €
Dreiergruppe D 45 Minuten 36,00 € 360 €
Vierergruppe V 45 Minuten 32,00 € 320 €

c) Studienvorbereitende Ausbildung im musikalischen Bereich

Hauptfach Doppelstunde 45 Minuten 57,50 € 575 €
Nebenfach 45 Minuten ohne ohne
Musiktheorie/Gehörbildung 45 Minuten ohne ohne

d) Talenteförderung im musikalischen Bereich

Hauptfach 45 Minuten 57,50 € 575 €
Zusätzlicher Haupt- oder Nebenfachunterricht 45 Minuten ohne ohne
Korrepetition 45 Minuten ohne ohne

1.1 Gebührensatzung für die Kreismusikschule Ostprignitz-Ruppin
Gebührensatzung für die Kreismusikschule

des Landkreises Ostprignitz-Ruppin vom 26. Mai 2014
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1. Satzungen und Verordnungen

§ 4
Bereitstellung von Musikinstrumenten

Die Musikschule kann ihren Schülern Musikinstrumente im Rahmen
ihrer Bestände gegen Entrichtung einer Gebühr zur Verfügung stellen.
Die Leihgebühr beträgt für jedes Instrument monatlich  5,- Euro. Ein
Rechtsanspruch auf die zur Verfügung Stellung eines Instrumentes be-
steht nicht.

§ 5
Fälligkeit

Die Gebühr für das laufende Schuljahr wird durch Bescheid erhoben. Sie
ist in Raten jeweils zum 15.11., 15.03. und 15.06. zu entrichten.

§ 6
Auslagen

Auslagen, die auf Veranlassung einzelner Teilnehmer oder in deren In-
teresse entstehen, sind von diesen zu ersetzen. Dazu gehören
insbesondere Lehrmaterialien.

§ 7
Ermäßigung

(1) Auf  Antrag können Gebühren ermäßigt werden als
a) Sozialermäßigung (Absatz 3)
b) Familienermäßigung (Absatz 5).

(2) die Ermäßigung wird in folgenden Stufen gewährt:
Stufe    I: um 1/4 der vollen Gebühr
Stufe   II: um 1/2 der vollen Gebühr
Stufe  III: um 3/4 der vollen Gebühr
Stufe  IV: um die volle Gebühr (Erlass)

(3) Die Ermäßigung nach Einkommensverhältnissen wird nach den
jeweils geltenden Regelbedarfsstufen einer Bedarfsgemeinschaft
errechnet. Es wird die 2-fache Regelbedarfsstufe zu Grunde gelegt.
Der sich daraus ergebende Betrag zuzüglich der Kaltmiete für den
Haushalt des Schülers (Richtsatz) wird zu dem angegebenen Ein-
kommen ins Verhältnis gesetzt. Die Errechnung des Einkommens
erfolgt in entsprechender Anwendung der einschlägigen Sozial-
gesetzbücher (SGB II und XII). Bei Vorlage eines Nachweises über
den Bezug von laufenden Leistungen zur Sicherung des Lebensun-
terhaltes nach SGB II oder SGB XII wird eine Ermäßigung nach
Stufe IV (Erlass) gewährt.

(4) Die Ermäßigung wird gewährt bei einem Einkommen zwischen:
a) 76 und 100% des Richtsatzes: nach Stufe I
b) 61 und  75% des Richtsatzes: nach Stufe II
c) 51 und  60% des Richtsatzes: nach Stufe III
d) bei einem Einkommen darunter: nach Stufe IV
Bei minderjährigen Schülern, die im Haushalt der Eltern leben, wird
das Familieneinkommen zu Grunde gelegt.

(5) Werden Geschwister unterrichtet, wird auf Antrag folgende Er-
mäßigung gewährt:
a) 2. Kind nach Stufe I
b) 3. Kind nach Stufe II
c) 4. Kind nach Stufe III
d) 5. Kind nach Stufe IV

(6) Die Ermäßigung nach Absatz 3 und 5 wird nebeneinander gewährt.
Die Reihenfolge des Absatzes 1 ist maßgebend. Bei der 2. Er-
mäßigung wird die jeweils nächste Stufe berücksichtigt.

(7) Die Gebühren können auch aus Gründen einer speziellen Begab-
tenförderung ermäßigt oder erlassen werden.

§ 8
Erstattungen

(1) Für vom Schüler versäumte Unterrichtsstunden besteht kein An-
spruch auf Erstattung. Ausgenommen von dieser Regelung sind z.B.
Kuraufenthalte und Krankschreibungen, die einen Zeitraum von 4
Unterrichtswochen überschreiten. Die Gründe der Verhinderung sind
nachzuweisen.

(2) Wird eine Erstattung gewährt, beträgt diese 1/39 der Jahresgebühr
pro ausgefallener Unterrichtsstunde.

(3) Fällt der Unterricht aus Gründen, die von der Kreismusikschule zu
vertreten sind, aus und werden deswegen im Schuljahr weniger als
35 Unterrichtsstunden erteilt, wird jede weitere Ausfallstunde nach
Absatz 2 erstattet. Die Gründe sind z. B. Krankheit der Lehrkraft
sowie Veranstaltungen der Kreismusikschule bzw. Konzerte, bei
denen der betreffende Schüler nicht mitwirkt.

§ 9
Abmeldung vom Unterricht

(1) Abmeldungen vom Unterricht sind möglich:
a) zum Ende der Probezeit bis zum 31.12. des 1. Unterrichtsjahres
b) in jedem Schuljahr zum 31.12. mit einer Frist von 4 Wochen
c) zum Schuljahresende mit einer Frist von 4 Wochen
d) bei besonders wichtigen Gründen, wie zum Beispiel Wohnort-

wechsel oder schwerer Krankheit.
(2) Abmeldungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform.
(3) Erfolgt keine fristgemäße Abmeldung, verlängert sich die Ausbil-

dung um ein weiteres Schuljahr.

§ 10
Geschlechtsspezifische Formulierungen

Soweit in dieser Satzung geschlechtsspezifische Formulierungen ver-
wendet werden, gilt die entsprechende Bestimmung auch für das jeweils
andere Geschlecht gleichermaßen, soweit sich aus der Natur der Sache
nicht etwas anderes ergibt.

§ 11
In-Kraft-Treten

Dieser Gebührensatzung tritt zum 01. August 2014 in Kraft. Gleichzeitig
tritt die Gebührenordnung vom 01. Januar 2004 außer Kraft.

Die vorstehende Satzung wird hiermit ausgefertigt.

Neuruppin, den 26. Mai 2014

Ralf Reinhardt
Landrat
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1. Satzungen und Verordnungen

Aufgrund der §§ 131 Abs. 1 in Verbindung mit § 3 und § 28 Abs. 2 Nr. 9
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) vom 18. De-
zember 2007 (GVBl. I Nr. 19 S. 286), zuletzt geändert durch Gesetz vom
13. März 2013 (GVBl I/13 Nr. 9) in Verbindung mit §§ 69 und 71 Abs. 3
Achtes Buch Sozialgesetzbuch – Kinder und Jugendhilfe – (Artikel 1 des
Gesetzes vom 26. Juni 1990, BGBl. I S. 1163) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 11. September 2012 (BGBl. I S. 2022), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 29.08.2013 (BGBl. I S. 3464) und
in Verbindung mit § 3 des Ersten Gesetzes zur Ausführung des Achten
Buches Sozialgesetzbuch – Kinder- und Jugendhilfe (AGKJHG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 26. Juni 1997, GVBl. I/97, [Nr. 07],
S.87), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 05. Dezember
2013 (GVBl. I/13, [Nr. 43], hat der Kreistag des Landkreises Ostprignitz-
Ruppin in seiner Sitzung vom 22. Mai  2014 folgende Satzung zur Ände-
rung der Satzung für das Jugendamt des Landkreises Ostprignitz-Ruppin
beschlossen:

Artikel 1
Die Satzung für das Jugendamt des Landkreises Ostprignitz-Ruppin vom
14. Juli 2008 wird wie folgt geändert:

§ 4 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

1.2 1. Satzung zur Änderung der Satzung für das Jugendamt
des Landkreises Ostprignitz-Ruppin vom 26.05.2014

Dem Jugendhilfeausschuss gehören 10 stimmberechtigte Mitglieder an,
davon sind:

a. 6 Mitglieder des Kreistages oder in der Jugendhilfe erfahrene Frau-
en und Männer sowie Jugendliche, die zum Zeitpunkt der Wahl das
14. Lebensjahr vollendet haben,

b. 4 Mitglieder, Frauen und Männer, der im Bereich des Landkreises
wirkenden und anerkannten freien Träger der Jugendhilfe.

Artikel 2

§ 9
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 23.06.2014 in Kraft.

Die vorstehende Satzung wird hiermit ausgefertigt.

Neuruppin, den 26. Mai 2014

Ralf Reinhardt
Landrat

2. Bekanntmachungen

Nach § 7 des Brandenburgischen Straßengesetzes in der Fassung der
Bekanntmachung vom 28. Juli 2009 (GVBl. I/09, Nr.15, S358), zuletzt
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 21. Januar 2013 (GVBl. I/13,
Nr. 03)

wird mit Wirkung vom 01.01.2015 die Kreisstraße K 6814, vom Abzweig
der Bundesstraße B 122 in der Ortslage Zechlinerhütte (Netzknoten
2843002) über Luhme bis zur Landesstraße L 15 in der Ortslage Flecken
Zechlin (Netzknoten 2842006), zu einer Gemeindestraße abgestuft.

Künftiger Träger der Straßenbaulast wird die Stadt Rheinsberg.

2.1 Verfügung zur Umstufung der Kreisstraße K 6814
Bekanntmachung des Landkreises Ostprignitz-Ruppin

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntga-
be Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist beim Landkreis
Ostprignitz-Ruppin, Virchowstraße 14 -16 in 16816 Neuruppin schrift-
lich oder zur Niederschrift einzulegen.

Neuruppin, den 26.05.2014

Reinhardt                                                             – Siegel –
Landrat
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2. Bekanntmachungen

Nach § 7 des Brandenburgischen Straßengesetzes in der Fassung der
Bekanntmachung vom 28. Juli 2009 (GVBl. I/09, Nr.15, S358), zuletzt
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 21. Januar 2013 (GVBl. I/13,
Nr. 03)

wird mit Wirkung vom 01.01.2015 die Kreisstraße K 6821, von der Orts-
mitte Gadow (Netzknoten 2841002) über Dossow bis zur Landesstraße
L 14 (Netzknoten 2840011), zu einer Gemeindestraße abgestuft.

Künftiger Träger der Straßenbaulast wird die Stadt Wittstock/Dosse.

2.2 Verfügung zur Umstufung der Kreisstraße K 6821
Bekanntmachung des Landkreises Ostprignitz-Ruppin

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntga-
be Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist beim Landkreis
Ostprignitz-Ruppin, Virchowstraße 14 -16 in 16816 Neuruppin schrift-
lich oder zur Niederschrift einzulegen.

Neuruppin, den 26.05.2014

Reinhardt                                                            – Siegel –
Landrat

Nach § 7 des Brandenburgischen Straßengesetzes in der Fassung der
Bekanntmachung vom 28. Juli 2009 (GVBl. I/09, Nr.15, S358), zuletzt
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 21. Januar 2013 (GVBl. I/13,
Nr. 03)

wird mit Wirkung vom 01.01.2015 die Kreisstraße K 6822, von der Orts-
mitte Gadow (Netzknoten 2841002) über Zootzen bis zur Landesstraße
L 15 (Netzknoten 2841001), zu einer Gemeindestraße abgestuft.

Künftiger Träger der Straßenbaulast wird die Stadt Wittstock/Dosse.

2.3 Verfügung zur Umstufung der Kreisstraße K 6822
Bekanntmachung des Landkreises Ostprignitz-Ruppin

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntga-
be Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist beim Landkreis
Ostprignitz-Ruppin, Virchowstraße 14 -16 in 16816 Neuruppin schrift-
lich oder zur Niederschrift einzulegen.

Neuruppin, den 26.05.2014

Reinhardt                                                             – Siegel –
Landrat

Der Bescheid über die Änderung und Aufhebung eines Leistungs-
bescheides und über die Erstattung zu Unrecht erbrachter Leistungen
nach dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB II) in Verbindung mit
dem Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X) und dem Sozialgesetzbuch
Drittes Buch (SGB III) des Landkreises Ostprignitz-Ruppin, Jobcenter
Ostprignitz-Ruppin, vom 07.04.2014, Aktenzeichen: 1005825 an

Frau Mandy Uhland,

letzte bekannte Anschrift: Roofwinkel 1 b, 16827 Alt Ruppin, kann nicht
zugestellt werden, da der derzeitige Aufenthaltsort unbekannt ist. Der
Bescheid wird daher auf dem Wege der öffentlichen Zustellung gemäß
§ 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes (VwZG) vom 12.08.2005 (BGBl.
I S. 2354) i.V.m. § 1 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land
Brandenburg vom 18.10.1991 (GVBl. I S. 457) in den jeweils geltenden
Fassungen zugestellt.
Der Bescheid über die Änderung und Aufhebung eines Leistungs-
bescheides und über die Erstattung zu Unrecht erbrachter Leistungen
nach dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB II) in Verbindung mit
dem Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X) und dem Sozialgesetzbuch
Drittes Buch (SGB III) vom 07.04.2014 kann bei der Kreisverwaltung
Ostprignitz-Ruppin, Jobcenter Ostprignitz-Ruppin, Neustädter Straße
44, 16816 Neuruppin zu den Sprechzeiten am Montag von 8.00 bis
12.00 Uhr, am Dienstag von 08.00 – 17.00 Uhr sowie am Donnerstag von
08.00 bis 16.00 Uhr oder nach Terminvereinbarung eingesehen und ent-
gegengenommen werden.

2.4 Öffentliche Zustellung – Mandy Uhland

Der Bescheid über die Änderung und Aufhebung eines Leistungs-
bescheides und über die Erstattung zu Unrecht erbrachter Leistungen
nach dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB II) in Verbindung mit
dem Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X) und dem Sozialgesetzbuch
Drittes Buch (SGB III) vom 07.04.2014 gilt an dem Tag als zugestellt, an
dem seit dem Tag des Aushängens (Tag der Veröffentlichung im Amts-
blatt für den Landkreis Ostprignitz-Ruppin) zwei Wochen verstrichen
sind. Mit der Zustellung beginnt die Frist, innerhalb der gegen den
Bescheid über die Änderung und Aufhebung eines Leistungsbescheides
und über die Erstattung zu Unrecht erbrachter Leistungen nach dem
Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB II) in Verbindung mit dem Sozial-
gesetzbuch Zehntes Buch (SGB X) und dem Sozialgesetzbuch Drittes
Buch (SGB III) vom 07.04.2014 Widerspruch erhoben werden kann. Nach
Ablauf dieser Frist wird der Bescheid über die Änderung und Aufhebung
eines Leistungsbescheides und über die Erstattung zu Unrecht
erbrachter Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB
II) in Verbindung mit dem Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X) und
dem Sozialgesetzbuch Drittes Buch (SGB III) vom 07.04.2014 unanfecht-
bar und damit bestandskräftig.

Wittstock, den 21.05.2014

Dr. Lüdemann
Amtsleiter
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2. Bekanntmachungen

Der Widerspruchsbescheid des Landkreises Ostprignitz-Ruppin,
Jobcenter Ostprignitz-Ruppin, vom 13.03.2014, Aktenzeichen: 1022287
Widerspruchsnummer: LK0608S1704 an

Philipp Schneider,

letzte bekannte Anschrift: Franz-Maecker-Str. 30 in 16816 Neuruppin,
kann nicht zugestellt werden, da der derzeitige Aufenthaltsort unbe-
kannt ist.

Der Bescheid wird daher auf dem Wege der öffentlichen Zustellung
gemäß § 85 Abs. 3 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) vom 23.09.1975
(BGBl. I 1975, S. 2535)  i.V.m. § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes
(VwZG) vom 12.08.2005 (BGBl. I S. 2354) i.V.m. § 1 des Verwaltungszu-
stellungsgesetzes für das Land Brandenburg vom 18.10.1991 (GVBl. I
S. 457) in den jeweils geltenden Fassungen zugestellt.

2.5 Öffentliche Zustellung – Philipp Schneider

Der Widerspruchsbescheid vom 13.03.2014 kann bei der Kreisverwaltung
Ostprignitz-Ruppin, Jobcenter Ostprignitz-Ruppin, Neustädter Str. 44
in 16816 Neuruppin zu den Sprechzeiten am Montag von 8.00 bis 12.00
Uhr, Dienstag von 8.00 bis 17.00 Uhr und Donnerstag von 8.00 bis 16.00
Uhr oder nach Terminvereinbarung eingesehen und entgegengenom-
men werden.

Der Widerspruchsbescheid gilt an dem Tag als zugestellt, an dem seit
dem Tag des Aushängens (Tag der Veröffentlichung im Amtsblatt für den
Landkreis Ostprignitz-Ruppin) zwei Wochen verstrichen sind. Mit der
Zustellung beginnt die Frist, innerhalb der gegen den Widerspruchs-
bescheid Klage erhoben werden kann. Nach Ablauf dieser Frist wird der
Widerspruchsbescheid unanfechtbar und damit bestandskräftig.

Wittstock, den 31.03.2014

Dr. Lüdemann
Amtsleiter

Der Bescheid der Ausländerbehörde des Landkreises Ostprignitz-Ruppin
vom 22.04.2014, Aktenzeichen: 361336015MY210375-kun an

Herrn Morokh, Yury
letzte bekannte Anschrift: Rudolf-Wendt-Straße 2 in 16816 Neuruppin,

kann nicht zugestellt werden, da der derzeitige Aufenthaltsort unbe-
kannt ist. Der Bescheid wird daher auf dem Wege der öffentlichen Zu-
stellung gemäß § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes (VwZG) vom
12.08.2005 (BGBl. I S. 2354) i.V.m. § 1 des Verwaltungszustellungs-
gesetzes für das Land Brandenburg vom 18.10.1991 (GVBl. I S. 457) in
den jeweils geltenden Fassungen zugestellt.

2.6 Öffentliche Zustellung – Yury Morokh

Der Bescheid kann bei der Kreisverwaltung Ostprignitz-Ruppin, Aus-
länderbehörde, Heinrich-Rau-Str. 27-30, 16816 Neuruppin zu den
Sprechzeiten am Montag von  8.00 bis 12.00 Uhr, am Dienstag von 08.00
bis 17.00 Uhr sowie am Donnerstag von 08.00 bis 16.00 Uhr oder nach
Terminvereinbarung eingesehen und entgegengenommen werden.

Der Bescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntma-
chung zwei Wochen vergangen sind. Mit der Zustellung beginnt die
Frist, innerhalb derer gegen den Bescheid Rechtsbehelf erhoben wer-
den kann. Nach Ablauf dieser Frist wird der Bescheid bestandskräftig
und damit unanfechtbar.

Im Auftrag

Kunze

Der Bescheid der Ausländerbehörde des Landkreises Ostprignitz-Ruppin
vom 29.04.2014, Aktenzeichen: 361336015SO040594-kun an

Herrn Osman Sahin
ohne bekannte letzte Anschrift im Landkreis Ostprignitz-Ruppin,

kann nicht zugestellt werden, da der derzeitige Aufenthaltsort unbe-
kannt ist. Der Bescheid wird daher auf dem Wege der öffentlichen Zu-
stellung gemäß § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes (VwZG) vom
12.08.2005 (BGBl. I S. 2354) i.V.m. § 1 des Verwaltungszustellungs-
gesetzes für das Land Brandenburg vom 18.10.1991 (GVBl. I S. 457) in
den jeweils geltenden Fassungen zugestellt.

2.7 Öffentliche Zustellung – Osman Sahin

Der Bescheid kann bei der Kreisverwaltung Ostprignitz-Ruppin, Aus-
länderbehörde, Heinrich-Rau-Str. 27-30, 16816 Neuruppin zu den
Sprechzeiten am Montag von  8.00 bis 12.00 Uhr, am Dienstag von 08.00
bis 17.00 Uhr sowie am Donnerstag von 08.00 bis 16.00 Uhr oder nach
Terminvereinbarung eingesehen und entgegengenommen werden.

Der Bescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntma-
chung zwei Wochen vergangen sind. Mit der Zustellung beginnt die
Frist, innerhalb derer gegen den Bescheid Rechtsbehelf erhoben wer-
den kann. Nach Ablauf dieser Frist wird der Bescheid bestandskräftig
und damit unanfechtbar.

Im Auftrag

Kunze
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Der Gebührenbescheid vom 16.01.2014 mit der Nummer
5010001.512583, der im Auftrag des Landkreises Ostprignitz-Ruppin
durch die PRO Klinik Holding GmbH Rettungsdienst Neuruppin, dem
Leistungserbringer für den Krankentransport- und Rettungsdienst, er-
lassen wurde, kann dem litauischen Staatsangehörigen

Benas Mockus

nicht zugestellt werden. Der Aufenthaltsort des Empfängers ist unbe-
kannt.

Der Bescheid wird daher im Wege der öffentlichen Zustellung gemäß
§ 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes (VwZG) vom 12.08.2005, ver-
öffentlicht im BGBl. Teil 1 Seite 2354 in Verbindung mit § 1 des
Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Brandenburg vom 18.
Oktober 1991, veröffentlicht im GVBl. Teil 1 Seite 457, beide in der
jeweils geltenden Fassung, zugestellt.

2.8 Öffentliche Zustellung – Benas Mockus

Der Gebührenbescheid kann bei dem Landkreis Ostprignitz-Ruppin, Amt
für öffentliche Sicherheit und Verkehr, Sachgebiet Brand-, Katastro-
phenschutz und Rettungsdienst, Zimmer 377, Heinrich-Rau-Str. 27-30
in 16816 Neuruppin zu den Sprechzeiten montags von 08:00 Uhr bis
12:00 Uhr, dienstags von 08:00 Uhr bis 17:00 Uhr, donnerstags von 08:00
Uhr bis 16:00 Uhr sowie außerhalb der Sprechzeiten nach Termin-
vereinbarung eingesehen und entgegengenommen werden.

Der Gebührenbescheid gilt an dem Tag als zugestellt, an dem seit dem
Tag des Aushängens (Tag der Veröffentlichung im Amtsblatt für den
Landkreis Ostprignitz-Ruppin) zwei Wochen verstrichen sind. Mit der
Zustellung beginnt die Frist, innerhalb der gegen den Gebührenbescheid
Widerspruch erhoben werden kann. Nach Ablauf der Frist wird der
Gebührenbescheid unanfechtbar und damit bestandskräftig.

Neuruppin, am 27.05.2014

Melka

Die Gebührenbescheide vom 20.02.2014 mit den Nummern
5010001.513374 und 5010001.513375, die im Auftrag des Landkreises
Ostprignitz-Ruppin durch die PRO Klinik Holding GmbH Rettungsdienst
Neuruppin, dem Leistungserbringer für den Krankentransport- und Ret-
tungsdienst, erlassen wurden, können der bulgarischen Staatsangehö-
rigen

Selimova Zyulbie

nicht zugestellt werden. Der Aufenthaltsort der Empfängerin ist unbe-
kannt.

Die Bescheide werden daher im Wege der öffentlichen Zustellung ge-
mäß § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes (VwZG) vom 12.08.2005,
veröffentlicht im BGBl. Teil 1 Seite 2354 in Verbindung mit § 1 des
Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Brandenburg vom 18. Ok-
tober 1991, veröffentlicht im GVBl. Teil 1 Seite 457, beide in der jeweils
geltenden Fassung, zugestellt.

2.9 Öffentliche Zustellung – Selimova Zyulbie

Die Gebührenbescheide können bei dem Landkreis Ostprignitz-Ruppin,
Amt für öffentliche Sicherheit und Verkehr, Sachgebiet Brand-, Kata-
strophenschutz und Rettungsdienst, Zimmer 377, Heinrich-Rau-Str. 27-
30 in 16816 Neuruppin zu den Sprechzeiten montags von 08:00 Uhr bis
12:00 Uhr, dienstags von 08:00 Uhr bis 17:00 Uhr, donnerstags von 08:00
Uhr bis 16:00 Uhr sowie außerhalb der Sprechzeiten nach Termin-
vereinbarung eingesehen und entgegengenommen werden.

Die Gebührenbescheide gelten an dem Tag als zugestellt, an dem seit
dem Tag des Aushängens (Tag der Veröffentlichung im Amtsblatt für den
Landkreis Ostprignitz-Ruppin) zwei Wochen verstrichen sind. Mit der
Zustellung beginnt die Frist, innerhalb der gegen die Gebührenbescheide
Widerspruch erhoben werden kann. Nach Ablauf der Frist werden die
Gebührenbescheide unanfechtbar und damit bestandskräftig.

Neuruppin, am 27.05.2014

Melka

Der Gebührenbescheid vom 11.02.2014 mit der Nummer
5010001.512930, der im Auftrag des Landkreises Ostprignitz-Ruppin
durch die Ostprignitz-Ruppiner Rettungsdienste GmbH Neuruppin, dem
Leistungserbringer für den Krankentransport- und Rettungsdienst, er-
lassen wurde, kann dem deutschen Staatsangehörigen

Ricardo Albrecht

nicht zugestellt werden. Der Aufenthaltsort des Empfängers ist unbe-
kannt.

Der Bescheid wird daher im Wege der öffentlichen Zustellung gemäß
§ 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes (VwZG) vom 12.08.2005, ver-
öffentlicht im BGBl. Teil 1 Seite 2354 in Verbindung mit § 1 des
Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Brandenburg vom 18. Ok-
tober 1991, veröffentlicht im GVBl. Teil 1 Seite 457, beide in der jeweils
geltenden Fassung, zugestellt.

2.10 Öffentliche Zustellung – Ricardo Albrecht

Der Gebührenbescheid kann bei dem Landkreis Ostprignitz-Ruppin, Amt
für öffentliche Sicherheit und Verkehr, Sachgebiet Brand-, Katastro-
phenschutz und Rettungsdienst, Zimmer 377, Heinrich-Rau-Str. 27-30
in 16816 Neuruppin zu den Sprechzeiten montags von 08:00 Uhr bis
12:00 Uhr, dienstags von 08:00 Uhr bis 17:00 Uhr, donnerstags von 08:00
Uhr bis 16:00 Uhr sowie außerhalb der Sprechzeiten nach Termin-
vereinbarung eingesehen und entgegengenommen werden.

Der Gebührenbescheid gilt an dem Tag als zugestellt, an dem seit dem
Tag des Aushängens (Tag der Veröffentlichung im Amtsblatt für den
Landkreis Ostprignitz-Ruppin) zwei Wochen verstrichen sind. Mit der
Zustellung beginnt die Frist, innerhalb der gegen den Gebührenbescheid
Widerspruch erhoben werden kann. Nach Ablauf der Frist wird der
Gebührenbescheid unanfechtbar und damit bestandskräftig.

Neuruppin, am 27.05.2014

Melka
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2.11 Öffentliche Bekanntmachung –
Wahlergebnis der Wahl zum Kreistag des Landkreises Ostprignitz-Ruppin



6. Juni 201410 Amtsblatt für den Landkreis Ostprignitz-Ruppin

2. Bekanntmachungen



6. Juni 2014 11Amtsblatt für den Landkreis Ostprignitz-Ruppin

2. Bekanntmachungen



6. Juni 201412 Amtsblatt für den Landkreis Ostprignitz-Ruppin

2. Bekanntmachungen



6. Juni 2014 13Amtsblatt für den Landkreis Ostprignitz-Ruppin

2. Bekanntmachungen



6. Juni 201414 Amtsblatt für den Landkreis Ostprignitz-Ruppin

2. Bekanntmachungen



6. Juni 2014 15Amtsblatt für den Landkreis Ostprignitz-Ruppin

2. Bekanntmachungen



6. Juni 201416 Amtsblatt für den Landkreis Ostprignitz-Ruppin

2. Bekanntmachungen



6. Juni 2014 17Amtsblatt für den Landkreis Ostprignitz-Ruppin

2. Bekanntmachungen



6. Juni 201418 Amtsblatt für den Landkreis Ostprignitz-Ruppin

2. Bekanntmachungen



6. Juni 2014 19Amtsblatt für den Landkreis Ostprignitz-Ruppin

2. Bekanntmachungen



6. Juni 201420 Amtsblatt für den Landkreis Ostprignitz-Ruppin

2. Bekanntmachungen



6. Juni 2014 21Amtsblatt für den Landkreis Ostprignitz-Ruppin

2. Bekanntmachungen



6. Juni 201422 Amtsblatt für den Landkreis Ostprignitz-Ruppin

2. Bekanntmachungen



6. Juni 2014 23Amtsblatt für den Landkreis Ostprignitz-Ruppin

2. Bekanntmachungen



6. Juni 201424 Amtsblatt für den Landkreis Ostprignitz-Ruppin

2. Bekanntmachungen



6. Juni 2014 25Amtsblatt für den Landkreis Ostprignitz-Ruppin

2. Bekanntmachungen



6. Juni 201426 Amtsblatt für den Landkreis Ostprignitz-Ruppin

2. Bekanntmachungen



6. Juni 2014 27Amtsblatt für den Landkreis Ostprignitz-Ruppin

2. Bekanntmachungen



6. Juni 201428 Amtsblatt für den Landkreis Ostprignitz-Ruppin

2. Bekanntmachungen



6. Juni 2014 29Amtsblatt für den Landkreis Ostprignitz-Ruppin

2. Bekanntmachungen



6. Juni 201430 Amtsblatt für den Landkreis Ostprignitz-Ruppin

2. Bekanntmachungen



6. Juni 2014 31Amtsblatt für den Landkreis Ostprignitz-Ruppin

2. Bekanntmachungen



6. Juni 201432 Amtsblatt für den Landkreis Ostprignitz-Ruppin

2. Bekanntmachungen



6. Juni 2014 33Amtsblatt für den Landkreis Ostprignitz-Ruppin

2. Bekanntmachungen



6. Juni 201434 Amtsblatt für den Landkreis Ostprignitz-Ruppin

2. Bekanntmachungen



6. Juni 2014 35Amtsblatt für den Landkreis Ostprignitz-Ruppin

2. Bekanntmachungen



6. Juni 201436 Amtsblatt für den Landkreis Ostprignitz-Ruppin
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Der Landkreis Ostprignitz-Ruppin erteilt hiermit die Genehmigung zur

Landverzichtserklärung und Zustimmung zur Geldabfindung gemäß
§ 58 Absatz 2 des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes (LwAnpG) in
Verbindung mit § 52 Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) vom
04.10.2011,

in der die Stadt Wittstock als gesetzlicher Vertreter der Schule zu
Niemerlang verzichtet hat

– auf Landabfindung für eine Teilfläche des Flurstückes 33, Flur 1,
Gemarkung Niemerlang von ca. 780 qm mit einem Wert von ca.
2.082 Wz gegen Zahlung einer Geldabfindung in Höhe von
1.196,42 €,

– auf Landabfindung für eine Teilfläche des Flurstücks 33, Flur 1, Ge-
markung Niemerlang von ca. 620 qm mit einem Wert von ca. 2.055
Wz gegen Zahlung einer Geldabfindung in Höhe von 951,00 €,

– auf Landabfindung für eine Teilfläche des Flurstückes 32, Flur 1,
Gemarkung Niemerlang von ca. 352 qm mit einem Wert von ca.
1.056 Wz gegen Zahlung einer Geldabfindung in Höhe von
1.056,00 €,

2.12 Genehmigung für Grundstücksgeschäfte des gesetzlichen Vertreters

– auf Landabfindung im Umfang von ca. 2.071,04 Wz zugunsten der
Teilnehmergemeinschaft im Bodenordnungsverfahren Halenbeck ge-
gen Zahlung einer Geldabfindung entsprechend dem Kapitalisie-
rungsfaktor in Höhe von 0,50 €/Wz.

Rechtsgrundlage für die Genehmigung ist Artikel 233 § 2 Absatz 3 Satz
4 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch (EGBGB) in
Verbindung mit § 1 Absatz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für
das Land Brandenburg (VwVfGBbg), § 16 Abs. 4 des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes (VwVfG) und §§ 1915, 1821 Absatz 1 Nr. 1 des Bür-
gerlichen Gesetzbuches (BGB) analog.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Genehmigung kann innerhalb eines Monats nach
Zustellung Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist
beim Landkreis Ostprignitz-Ruppin, Virchowstr. 14-16, 16816
Neuruppin, schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen.

Im Auftrag

Spee                                                                  (Siegel)
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3. Beschlüsse des Kreistages – 22.05.2014

3.1 Öffentlicher Teil

3.1.1 2014 – 0521
Honorarordnung der Kreismusikschule Ostprignitz-Ruppin

Der Kreistag beschließt die Honorarordnung der Kreismusikschule Ostprignitz-Ruppin.

3.1.2 2014 – 0522
Gebührensatzung für die Kreismusikschule Ostprignitz-Ruppin

Der Kreistag beschließt die Gebührensatzung für die Kreismusikschule Ostprignitz-Ruppin

3.1.3 2014 – 0525
1. Satzung zur Änderung der Satzung

für das Jugendamt des Landkreises Ostprignitz-Ruppin

Der Kreistag beschließt die 1. Satzung zur Änderung der „Satzung für das Jugendamt des Landkreises Ostprignitz-Ruppin vom 14. Juli 2008“.

3.1.4 2014 – 0531
Gesellschaftsangelegenheiten

hier: Änderung des Gesellschaftsvertrages
der Ostprignitz-Ruppiner Personennahverkehrsgesellschaft mbH

1. Der Kreistag beschließt die Änderung des Gesellschaftsvertrages der Ostprignitz-Ruppiner Personennahverkehrsgesellschaft mbH.

2. Der Vertreter in der Gesellschafterversammlung wird angewiesen, die durch den Kreistag beschlossene Änderung des Gesellschaftsvertrages
notariell zu beurkunden und den Geschäftsführer zu beauftragen, die notarielle Registeranmeldung der beschlossenen Satzungsänderung
unverzüglich vorzunehmen.

3.1.5 2014 – 0532
Gesellschaftsangelegenheiten

hier: Entwicklung der CAMPUS Neuruppin GmbH
zur Medizinischen Hochschule Brandenburg CAMPUS GmbH

Der Kreistag konkretisiert seinen Beschluss zu Ziff. 4 vom 14.11.2013
(BV 2013-0489) zu den Beteiligungsverhältnissen an der Medizinischen
Hochschule Brandenburg CAMPUS GmbH wie folgt:

1. Mit der Aufnahme der Städtischen Klinikum Brandenburg GmbH
als Gesellschafterin der Medizinischen Hochschule Brandenburg
CAMPUS GmbH sollen sich die Geschäftsanteile auf die Gesell-
schafter wie folgt verteilen:

Ruppiner Kliniken GmbH 33,3 %

Städtisches Klinikum Brandenburg GmbH 33,3 %

Stadtwerke Neuruppin GmbH  16,7 %

Sparkasse Ostprignitz-Ruppin 16,7 %

2. Das Stammkapital der Gesellschaft wird von 26.000 € auf
100.000 € erhöht.

3. Die Gesellschafter zahlen entsprechend ihrer Beteiligung einen
Betrag von insgesamt 1 Mio. € in die Kapitalrücklage der Gesell-
schaft.

4. Der Landrat wird ermächtigt, in der Gesellschafterversammlung
der PRO Klinik Holding GmbH die erforderlichen Beschlüsse zu
fassen.

Darüber hinaus beschließt der Kreistag, dass die Medizinische Hoch-
schule Brandenburg CAMPUS GmbH den Betrieb der Medizinischen
Hochschule Brandenburg „Theodor Fontane“ mit zwei Studiengängen
aufnehmen darf. Der Landrat wird ermächtigt, die erforderlichen Be-
schlüsse in der Gesellschafterversammlung der PRO Klinik Holding GmbH
zu fassen.
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Der Kreistag beschließt auf Vorschlag des Landrates, Herrn Andreas  Liedtke als Leiter des Jugend- und Betreuungsamtes einzustellen.

3. Beschlüsse des Kreistages – 22.05.2014

3.1.6 2014 – 0534
Ausnahmegenehmigung zu den Vergabegrundsätzen

Der Kreistag beschließt eine Ausnahmegenehmigung und ermächtigt den Landrat für die Vergaben

– Feuerwehrtechnische Zentrale Kyritz, Umgestaltung Außenanlagen – Tiefbauarbeiten
– Neubau Rettungswache Neuruppin, Bauhauptleistungen
– Kreisstraße K6823 Erneuerung Radweg Sewekow – Wittstock
– Kreisstraße K 6801 Sanierung Fehrbellin – Lentzke

den Zuschlag zu erteilen.

3.2 Nichtöffentlicher Teil

3.2.1 2014 – 0520
Petition der Eheleute Wolf

Der Kreistag beschließt den Antwortentwurf an die Petenten und beauftragt den Vorsitzenden mit der Unterzeichnung.

3.2.2 2014 – 0528
Einstellung der Leiterin des Amtes für Verbraucherschutz und Landwirtschaft

Der Kreistag beschließt auf Vorschlag des Landrates, Frau Simone Heiland-Bohnsack als Leiterin des Amtes für Verbraucherschutz und Landwirt-
schaft einzustellen.

3.2.3 2014 – 0526
Einstellung des Leiters des Jugend- und Betreuungsamtes

4. Beschlüsse des Kreis- und Finanzausschusses – 08.05.2014

Die Leistungen zur Durchführung der Schülerspezialbeförderung im Stadtgebiet Neuruppin gemäß der Ausschreibung 14-021/40/L/SchB sind an
das mindestbietende Beförderungsunternehmen, die ASB Gesellschaft für soziale Einrichtungen mbH, Schifferstraße 1, 16816 Neuruppin
zu vergeben.

4.1 2014 – 0530
Vergabe – Schülerspezialverkehr
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5. Veröffentlichungen der Stadt Rheinsberg

Aufgrund der §§ 3 und 28 der Kommunalverfassung des Landes Branden-
burg (BbgKVerf) vom 18.12.2007 (GVBl. I S. 286), zuletzt geändert durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 16.05.2013 (GVBl. I/13, Nr. 18) und der §§ 2,
4 und 5 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Brandenburg (KAG)
in der Fassung vom 31. März 2004 (GVBl. I S. 174), zuletzt geändert
durch das Gesetz vom 05.12.2013 (GVBl. I/13, Nr. 40) hat die
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rheinsberg in ihrer Sitzung
am 09. April 2014 folgende Verwaltungsgebührensatzung mit Anlage
beschlossen:

§ 1
Allgemeines

(1) Für nachfolgende Amtshandlungen oder sonstige Verwaltungs-
tätigkeiten werden nach Maßgabe dieser Satzung Gebühren und
Auslagen erhoben, wenn sie vom Beteiligten beantragt worden
sind oder wenn sie ihn unmittelbar begünstigen.

(2) Die Erhebung von Gebühren auf Grund anderer Rechtsvorschriften
für besondere Leistungen, die in dem Gebührentarif nicht aufge-
führt sind, bleibt unberührt.

§ 2
Gebühren

(1) Die Gebühren werden auf der Grundlage des Gebührentarifes, der
Bestandteil dieser Satzung ist, festgesetzt.

(2) Werden mehrere gebührenpflichtige Verwaltungstätigkeiten ne-
beneinander geleistet, ist für jede Verwaltungshandlung die ent-
sprechende Gebühr zu erheben.

(3) Wird ein Antrag auf eine gebührenpflichtige Leistung abgelehnt
oder vor ihrer Beendigung zurückgenommen, so sind 10 bis 75 v. H.
der Gebühren zu erheben, die bei ihrer Vornahme zu erheben wäre.
Wird der Antrag lediglich wegen Unzuständigkeit abgelehnt, so ist
keine Gebühr zu erheben.

(4) Für Widerspruchsbescheide darf nur dann eine Gebühr erhoben
werden, wenn der Verwaltungsakt, gegen den Widerspruch erho-
ben wird, gebührenpflichtig ist und wenn oder soweit der Wider-
spruch zurückgewiesen wird. Die Gebühr beträgt höchstens die
Hälfte der für den angefochtenen Verwaltungsakt festzusetzenden
Gebühr.

(5) Wird eine zuvor abgelehnte Verwaltungstätigkeit aus einem Rechts-
behelf hin vorgenommen, so wird die für die Ablehnung erhobene
Gebühr angerechnet.

§ 3
Sachliche Gebührenfreiheit

Gebühren werden nicht erhoben für besondere Leistungen, für die nach
gesetzlicher Vorschrift Gebührenfreiheit angeordnet ist; hierzu zählen
insbesondere:
(a) Handlungen, die durch einen im öffentlichen Dienst stehenden Be-

amten,  Angestellten, Arbeiter oder Versorgungsempfänger veran-
lasst werden und sich auf das bestehende oder frühere Dienst-,
Versorgungs- oder Arbeitsverhältnis beziehen,

(b) Handlungen, auf den Gebieten des Sozialrechts und der Jugendhil-
fe, Familienhilfe, Kriegsopferfürsorge,

(c) Handlungen, die die Stundung, die Niederschlagung oder den Er-
lass von Gebühren betreffen, soweit sie von Amts wegen oder auf
Grund eines gerechtfertigten Antrages erfolgen,

(d) Mündliche Auskünfte,
(e) Dienstaufsichtsbeschwerden.

5.1 Satzung der Stadt Rheinsberg
über die Erhebung von Verwaltungsgebühren

(Verwaltungsgebührensatzung) vom 05.05.2014

§ 4
Persönliche Gebührenfreiheit

Die persönliche Gebührenfreiheit richtet sich nach § 5 Abs. 6 des
Kommunalabgabengesetzes für das Land Brandenburg.

§ 5
Ermäßigung und Befreiung

Aus Gründen der Billigkeit, insbesondere zur Vermeidung sozialer Här-
ten, kann Gebührenermäßigung sowie Gebühren- und Auslagenbefreiung
vorgesehen und zugelassen werden. Dasselbe gilt für Amtshandlungen,
die einem von der Stadt Rheinsberg wahrzunehmenden öffentlichen
Interesse dienen.

§ 6
Ersatz barer Auslagen

(1) Bare Auslagen, die im Zusammenhang mit der besonderen Leis-
tung stehen, sind zu ersetzen, auch wenn der Zahlungspflichtige
von der Entrichtung der Gebühr befreit ist. Auslagen können auch
demjenigen auferlegt werden, der sie durch unbegründete Einwän-
de verursacht hat. Zu ersetzen sind insbesondere:
(a) Im Einzelfall besonders hohe Kosten für die Inanspruchnahme

von Kommunikationstechnik und Zustellungskosten,
(b) Kosten öffentlicher Bekanntmachung,
(c) Zeugen- und Sachverständigenkosten,
(d) bei Dienstgeschäften den beteiligten Verwaltungsangehörigen

zustehenden Reisekostenvergütungen,
(e) Kosten der Beförderung und Verwahrung von Sachen.

(2) Für den Ersatz der baren Auslagen gelten die Vorschriften dieser
Satzung entsprechend.

§ 7
Stundung, Niederschlagung und Erlass

Für Stundung, Niederschlagung und Erlass von Forderungen auf Zah-
lung von Gebühren, Auslagen oder sonstigen Nebenleistungen gelten
die Vorschriften der Abgabenordnung in Verbindung mit der Kommuna-
len Haushalts- und Kassenverordnung in der jeweils geltenden Fas-
sung.

§ 8
Entstehung der Gebührenschuld

(1) Die Gebührenschuld entsteht, soweit ein Antrag notwendig ist, mit
dessen Eingang bei der Behörde, im Übrigen mit Beendigung der
gebührenpflichtigen Verwaltungstätigkeit.

(2) Die Verpflichtung zur Erstattung von Auslagen entsteht mit der
Aufwendung des zu erstattenden Betrages.

§ 9
Gebührenschuldner

(1) Zur Zahlung der Gebühr ist verpflichtet, wer die besondere Leis-
tung selbst oder durch Dritte, deren Handeln ihm zuzurechnen ist,
beantragt hat, sowie derjenige, zu dessen Gunsten sie vorgenom-
men, insbesondere eine Genehmigung erteilt wird.

(2) Mehrere Gebührenschuldner einer Angelegenheit haften als Ge-
samtschuldner.

§ 10
Vorschusszahlung und Sicherheitsleistung

Eine gebührenpflichtige Verwaltungstätigkeit kann von der Zahlung ei-
nes angemessenen Vorschusses oder einer angemessenen Sicherheits-
leistung bis zur voraussichtlichen Höhe der Kosten abhängig gemacht
werden.
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§ 11
Fälligkeit der Gebühren

Gebühren werden mit der Bekanntgabe der Gebührenentscheidung an
den Gebührenschuldner fällig.

§ 12
Beitreibung

Die Gebühren und Auslagen werden nach den Vorschriften des
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes für das Land Brandenburg in der
jeweils geltenden Fassung beigetrieben.

§ 13
Erstattung

Überzahlte oder zu Unrecht erhobene Gebühren und Auslagen sind un-
verzüglich zu erstatten. Zu Unrecht erhobene Gebühren jedoch nur,
soweit eine Gebührenentscheidung noch nicht unanfechtbar geworden
ist. Nach diesem Zeitpunkt können zu Unrecht erhobene Gebühren nur
aus Gründen der Geringfügigkeit erstattet werden.

§ 14
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in
Kraft. Gleichzeitig tritt die Verwaltungsgebührensatzung vom 23.11.2010
außer Kraft.

Rheinsberg, den 05.05.2014

Rau
Bürgermeister

Anlage zur Verwaltungsgebührensatzung

Gebührentarif

Teil A – Allgemeine Tatbestände

1. Vervielfältigungen

1.1. Vervielfältigungen

1.1.1. 1. Seite Format DIN A 4 s/w 0,92 €
1.1.2. Jede weitere Seite Format DIN A 4 s/w 0,21 €
1.1.3. 1. Seite Format DIN A 3 s/w 0,96 €
1.1.4. Jede weitere Seite Format DIN A 3 s/w 0,25 €
1.1.5. 1. Seite Format DIN A 4 farbig 0,98 €
1.1.6. Jede weitere Seite Format DIN A 4 farbig 0,27 €
1.1.7. 1. Seite Format DIN A 3 farbig 1,08 €
1.1.8. Jede weitere Seite Format DIN A 3 farbig 0,37 €

1.2. Überlassung von elektronisch gespeicherten Dateien anstelle der in Nummer A 1
genannten Ausfertigungen, Ablichtungen und Ausdrucke

1.2.1. per E-Mail 1,42 €
1.2.2. auf Datenträger (CD) 3,65 €

1.3. Telefax

Format DIN A 4 je Seite 2,60 €

2. Amtliche Beglaubigungen, Zeugnisse, Bescheinigungen und Ausweise

2.1. Beglaubigung von Unterschriften und Handzeichen 3,96 €
2.2. Beglaubigung von Urkunden, Abschriften, Ablichtungen, Zeugnissen u. ä.

je Seite 5,94 €
2.3. Beglaubigte Auskünfte aus Niederschriften 7,92 €

3. Akteneinsicht

3.1. Einsicht in Akten, Karteien, Registern u. ä.

soweit diese nicht zur Einsichtnahme öffentlich ausgelegt sind und,
wenn nicht in einer anderen Tarifzahl Gebühren vorgesehen sind,
für jeden Fall 14,20 €
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3.2. Schriftliche Auskünfte aus Akten, Karteien, Registern, Zweitausfertigungen und dgl.

3.2.1. wenn die Beantwortung ohne besondere Ermittlung erfolgen kann 3,55 €
3.2.2. wenn besondere Ermittlungen erforderlich sind

je angefangene 5 Minuten 3,55 €

3.3. Schriftliche Auskunft zur Marktforschung, für wirtschaftliche Dispositionen und Prognosen

3.3.1. Aufbereitung von Auskünften aus eigenen statistischen Erhebungen
je angefangene 1/2 Stunde 22,51 €

3.3.2. zzgl. je angefangene Seite 0,21 €

4. Verwaltungstätigkeiten, Genehmigungen, Erlaubnisse, Bewilligungen

Genehmigungen, Erlaubnisse, Bewilligungen, Bescheide, Ausnahmebewilligungen
und andere zum unmittelbaren Nutzen der Beteiligten vorgenommene bzw. beantragte Verwaltungstätigkeit,
wenn keine andere Gebühr vorgeschrieben ist (Auffangnorm)

je angefangene 1/4 Stunde 11,25 €

5. Außentermine/Ortstermine

5.1. je angefangene 1/2 Stunde einschl. Anfahrtsweg von der Dienststelle 22,51 €
5.2. zuzüglich Fahrkosten je tatsächlich angefangenen km 0,30 €

Teil B – Beiträge, Gebühren, Steuern

6. Steuer- und Abgabenbescheid

6.1. Feststellungen aus Steuerkonten u. ä. 8,72 €
6.2. Zweitausfertigung von Steuer- und Abgabenbescheiden 10,90 €
6.3. Steuerliche Unbedenklichkeitsbescheinigung 21,79 €

7. Hundesteuermarken, Plaketten gem. Hundehalterverordnung

7.1. Erstausgabe Hundesteuermarke  3,50 €

7.2. Sachkosten rote Plakette 7,90 €

7.3. Sachkosten grüne Plakette 7,90 €

7.4. Ersatz für verlorene oder unbrauchbar gewordene Hundesteuermarken 3,50 €

7.5. Ersatz für verlorene oder unbrauchbar gewordene rote Plakette 7,90 €

7.6. Ersatz für verlorene oder unbrauchbar gewordene grüne Plakette 7,90 €

8. Bescheinigungen über öffentliche Abgaben sowie über öffentliche Lasten eines Grundstücks 10,95 €

Teil C – Liegenschaften/Bauamt

9. Erteilung von Vorrangeinräumungen, Löschungsbewilligungen, Freigabeerklärungen (Pfandfreigabe)

9.1. für die Erstausfertigung, je angefangene 1/2 Stunde 21,90 €

9.2. für die Zweitausfertigung, je angefangene 15 Minuten 10,90 €

10. Negativzeugnis gem. § 28 BauGB
(Verzicht auf Ausübung des Vorkaufsrechtes) 50,88 €

11. Erteilung einer Bescheinigung gem. Investitionszulagengesetz 10,95 €

12. Vergabe von Hausnummern 23,37 €



6. Juni 201442 Amtsblatt für den Landkreis Ostprignitz-Ruppin

5. Veröffentlichungen der Stadt Rheinsberg

13. Sanierungsrechtliche Genehmigung für Bauvorhaben und Grundbuchvorgänge
(soweit nicht nach § 151 BauGB befreit) 37,50 €

14. Erteilung einer steuerlichen Bescheinigung für Baumaßnahmen im Sanierungsgebiet 104,44 €

Teil D – Forst

15. Notvorstand Jagdgenossenschaften
je angefangene 1/2 Stunde 23,37 €

16. Wildschadensregulierung

16.1. je angefangene 1/2 Stunde
einschl. Anfahrtsweg von der Dienststelle 23,37 €

16.2. zuzüglich Fahrkosten je tatsächlich angefangenen km 0,30 €

Teil E – Trinkwasser/Abwasser

17. Erteilung von wasser- und abwasserrechtlichen Genehmigungen
gemäß den gesetzlichen Bestimmungen und der jeweils geltenden
Gebührensatzung und den technischen Satzungen

Stundensatz 53,00 €

18. Technische Abnahmen jeglicher Art

Stundensatz  44,00 €

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rheinsberg hat in ihrer
Sitzung am 12.03.2014 die Satzung der 1. Änderungs- und Ergänzungs-
planung des Bebauungsplanes Kleinzerlang Nr. 3 „Wohnanlage am
Hüttenkanal“ beschlossen und die Begründung gebilligt.
Die 1. Änderungs- und Ergänzungsplanung des Bebauungsplanes Klein-
zerlang Nr. 3 „Wohnanlage am Hüttenkanal“, in der Fassung vom Feb-
ruar 2014 tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft (§ 10 Abs. 3 Satz 4
Baugesetzbuch).

Die 1. Änderungs- und Ergänzungsplanung des Bebauungsplanes Klein-
zerlang Nr. 3 „Wohnanlage am Hüttenkanal“, bestehend aus der Plan-
zeichnung, den textlichen Festsetzungen und der Begründung kann im
Bau- und Bürgeramt der Stadt Rheinsberg, Dr.-Martin-Henning-Straße
33, 16831 Rheinsberg während der Dienststunden eingesehen und über
den Inhalt Auskunft verlangt werden.

Die 1. Änderungs- und Ergänzungsplanung des Bebauungsplanes Klein-
zerlang Nr. 3 „Wohnanlage am Hüttenkanal“ wurde gemäß §13a BauGB
als Planungsmaßnahme der Innenentwicklung im beschleunigten Ver-
fahren ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs 4 aufge-
stellt.

Das Plangebiet der 1. Änderungs- und Ergänzungsplanung umfasst den
Geltungsbereich des bisher rechtskräftigen Bebauungsplanes Kleinzer-
lang Nr. 3 „Wohnanlage Am Hüttenkanal“ sowie eine Ergänzungsfläche
am westlichen Rand des Plangebietes. Es hat insgesamt eine Größe von
1,39 ha, hiervon beträgt die Größe der Ergänzungsfläche ca. 75 m².

5.2 1. Änderung und Ergänzung zum Bebauungsplan Nr. 3
„Wohnanlage am Hüttenkanal“ im Ortsteil Kleinzerlang

Bekanntmachung über den Satzungsbeschluss
gemäß § 10 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB)

Planungsziele der 1. Änderungs- und Ergänzungsplanung:
– die Anpassung der Festsetzungen des Bebauungsplanes an die tat-

sächliche hergestellte Straßenverkehrsfläche, die von der bisher
festgesetzten Straßenverkehrsfläche abweicht sowie

– die Anpassung der weiteren Festsetzungen des Bebauungsplanes
an die heutigen Grundstücksverhältnisse unter Beibehaltung der
wesentlichen Planungsinhalte.

Hinweise:
Eine Verletzung der in § 214 (1) Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten
Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 (2)
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des
Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und beachtliche Mängel
des Abwägungsverfahrens nach § 214 (3) Satz 2 BauGB werden unbeachtlich,
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schrift-
lich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begrün-
denden Sachverhaltes geltend gemacht worden sind ( § 215 (1) BauGB).
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die
fristgemäße Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für Ein-
griffe in eine bisher zulässige Nutzung durch diesen Bebauungsplan und
über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen.

Rheinsberg, 08.05.2014

Jan-Pieter Rau
Bürgermeister
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Auf der Grundlage von § 3 der Kommunalverfassung des Landes Branden-
burg (BbgKverf) vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I/07, [Nr. 19], S. 286),
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16. Mai 2013 (GVBl.
I/13, [Nr. 18]) in Verbindung mit der Abgabenordnung in der Fassung der
Bekanntmachung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866; 2003 I S. 61),
die zuletzt geändert durch Artikel 13 des Gesetzes vom 18. Dezember
2013 (BGBl. I S. 4318) und dem Körperschaftssteuergesetz (KStG) in der
Fassung vom 15.10.2002 (BGBI. I S. 4133) zuletzt geändert durch Ge-
setz v. 21.02.2014 (BGBl. I 2014, 147) beschließt die Stadtverordneten-
versammlung der Stadt Rheinsberg auf ihrer Sitzung am 09.04.2014
nachstehende Satzung:

§ 1
Zweck

(1) Der Betrieb gewerblicher Art (BgA) „Kindertagesstätten“ mit Sitz
in Rheinsberg verfolgt ausschließlich und unmittelbar – gemein-
nützige – Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte
Zwecke“ der Abgabenordnung.

(2) Zweck des BgA ist die Förderung der Erziehung von Kindern in Form
der Betreuung von Kindern im Alter von 0 bis 6 Jahren.

(3) Der Satzungszweck wird insbesondere durch die Unterhaltung von
Kindertagesstätten verwirklicht.

§ 2
Selbstlosigkeit

Der BgA ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigen-
wirtschaftliche Zwecke.

5.3 Satzung für den steuerbegünstigten Betrieb gewerblicher Art
„Kindertagesstätten“

§ 3
Mittelverwendung

(1) Mittel des BgA dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke ver-
wendet werden. Die Stadt erhält keine Zuwendungen aus Mitteln
des BgA.

(2) Die Stadt Rheinsberg erhält bei Auflösung oder Aufhebung des BgA
oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke nicht mehr als ihre
eingezahlten Kapitalanteile und den gemeinen Wert ihrer geleiste-
ten Sacheinlagen zurück.

§ 4
Vergünstigung

Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des BgA fremd
sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt wer-
den.

§ 5
Vermögensanfall

Bei Auflösung oder Aufhebung des BgA oder bei Wegfall steuer-
begünstigter Zwecke fällt das Vermögen des BgA an die Stadt Rheins-
berg, die es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke
zu verwenden hat.

§ 6
Inkrafttreten

Die Satzung tritt rückwirkend zum 31. Dezember 2002 in Kraft.

Rheinsberg, den 22.04.2014

Jan-Pieter Rau
Bürgermeister
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Aufgrund der §§ 2 und 3 der Kommunalverfassung des Landes Branden-
burg (BgKVerf) vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I S. 286), zuletzt geän-
dert durch Art. 2 des Gesetzes vom 16. Mai 2013 (GVBl.  I/13, Nr. 18), der
§§ 8 Abs. 4 und 15 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes über kommunale Gemein-
schaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 28. Mai 1999 (GVBl. I S. 194), zuletzt geändert durch Art.
3 des Gesetztes vom 16. Mai 2013 (GVBl. I/13, Nr. 18) und der §§ 1, 2
und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Brandenburg (KAG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. März 2004 (GVBl. I S. 174),
zuletzt geändert durch Art. 4 des Gesetzes vom 16. Mai 2013 (GVBl. I/
13, Nr. 18) in den jeweils geltenden Fassungen hat die Verbandsversamm-
lung des Trink- und Abwasserverbandes Lindow-Gransee in der Sitzung
am 23.04.2014 folgende

1. Satzung zur Änderung der Trinkwassergebührensatzung
des Trink- und Abwasserverbandes Lindow-Gransee

vom 24.11.2011

beschlossen:

Die Trinkwassergebührensatzung des Trink- und Abwasserverbandes
Lindow-Gransee vom 24.11.2011, veröffentlicht im Amtsblatt für den
Landkreis Ostprignitz-Ruppin vom 21.12.2011, wird wie folgt geändert:

Artikel 1

Im § 2 – Grundgebühr, wird der Absatz 2 neu gefasst, wie folgt:

§ 2 Abs. 2
Die Grundgebühr bemisst sich nach der Nennweite und dem Nenn-
durchfluss (DN) des auf dem Grundstück verwendeten Wasserzählers.

6.1 1. Satzung zur Änderung der Trinkwassergebührensatzung
des Trink- und Abwasserverbandes Lindow-Gransee

vom 24.11.2011

Sie beträgt (brutto):

über DN   20 bis DN   20 4,92  €/Monat
über DN   20 bis DN   25 11,81 €/Monat
über DN   25 bis DN   40  19,69 €/Monat
über DN   40 bis DN   65 118,13 €/Monat
über DN   65 bis DN 100 196,88 €/Monat
über DN 100 bis DN 150 295,32 €/Monat
über DN 150 492,20 €/Monat

Artikel 2

Im § 4 wird der Absatz b wie folgt neu gefasst:

§ 4 Absatz b
Eine tägliche Nutzungsgebühr von 0,70 €/d (brutto) je ausgeliehenes
Standrohr vom Tag der Übernahme bis zum Rückgabetag (einschließ-
lich) bei ordnungsgemäßem Zustand des Standrohres am Rückgabetag.

Artikel 3

Die Artikel 1 und 2 der 1. Satzung zur Änderung der Trinkwassergebühren-
satzung des TAV Lindow-Gransee vom 24.11.2011 treten zum 01.07.2014
in Kraft.

Lindow, den 24.04.2014

Kellner                                   Siegel Hollin
Verbandsvorsteher Vorsitzender der

Verbandsversammlung

Bekanntmachungsanordnung
Die vorstehende 1. Satzung zur Änderung der Trinkwassergebührensatzung des Trink- und Abwasserverbandes Lindow-Gransee vom 24.11.2011
wird hiermit öffentlich bekanntgemacht.

Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften kann gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend
gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt.
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden.
c) der Satzungsbeschluss wurde vorher beanstandet oder
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den

Mangel ergibt.

Lindow, den 25.04.2014

Kellner
Verbandsvorsteher



6. Juni 2014 45Amtsblatt für den Landkreis Ostprignitz-Ruppin

6. Veröffentlichungen des Trink- und Abwasserverbandes Lindow-Gransee

Aufgrund der §§ 2 und 3 der Kommunalverfassung des Landes Branden-
burg (BgKVerf) vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I S. 286), zuletzt geän-
dert durch Art. 2 des Gesetzes vom 16. Mai 2013 (GVBl. I/13, Nr. 18), der
§§ 8 Abs. 4 und 15 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes über kommunale Gemein-
schaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 28. Mai 1999 (GVBl. I S. 194), zuletzt geändert durch Art.
3 des Gesetztes vom 16. Mai 2013 (GVBl. I/13, Nr. 18) und der §§ 1, 2
und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Brandenburg (KAG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. März 2004 (GVBl. I S. 174),
zuletzt geändert durch Art. 4 des Gesetzes vom 16. Mai 2013 (GVBl. I/
13, Nr. 18) in den jeweils geltenden Fassungen hat die Verbandsversamm-
lung des Trink- und Abwasserverbandes Lindow-Gransee in der Sitzung
am 23.04.2014 folgende

2. Satzung zur Änderung
der Schmutzwassergebührensatzung

des Trink- und Abwasserverbandes Lindow-Gransee
vom 24.11.2011

beschlossen:

Die Schmutzwassergebührensatzung des Trink- und Abwasserverbandes
Lindow-Gransee vom 24.11.2011, veröffentlicht im Amtsblatt für den
Landkreis Ostprignitz-Ruppin vom 21.12.2011, geändert durch die 1.
Änderungssatzung vom 17.10.2013, veröffentlicht im Amtsblatt für den
Landkreis Ostprignitz-Ruppin vom 13.12.2013, wird wie folgt geändert:

Artikel 1

Im § 2 – Grundgebühr, wird der Absatz 2 neu gefasst, wie folgt:

§ 2 Abs. 2
Die Grundgebühr bemisst sich nach der Nennweite und dem Nenn-
durchfluss (DN) des auf dem Grundstück verwendeten Wasserzählers.

6.2 2. Satzung zur Änderung der Schmutzwassergebührensatzung
des Trink- und Abwasserverbandes Lindow-Gransee

vom 24.11.2011

Sie beträgt:

über DN   20 bis DN   20     4,60 €/Monat
über DN   20 bis DN   25   11,04 €/Monat
über DN   25 bis DN   40   18,40 €/Monat
über DN   40 bis DN   65 110,40 €/Monat
über DN   65 bis DN 100 184,00 €/Monat
über DN 100 bis DN 150 276,00 €/Monat
über DN 150 460,00 €/Monat

Artikel 2

Im § 2 – Grundgebühr, sind im Absatz 3 die Worte „Wasserzählergröße
(Nenndurchfluss)“ durch die Worte „Nennweite und dem Nenndurch-
fluss (DN)“ zu ersetzen.

Artikel 3

Die Artikel 1 und 2 der 2. Satzung zur Änderung der Schmutzwasser-
gebührensatzung des TAV Lindow-Gransee vom 24.11.2011 treten zum
01.07.2014 in Kraft.

Lindow, den 24.04.2014

Kellner                                     Siegel Hollin
Verbandsvorsteher Vorsitzender der

Verbandsversammlung

Bekanntmachungsanordnung
Die vorstehende 2. Satzung zur Änderung der Schmutzwassergebührensatzung des Trink- und Abwasserverbandes Lindow-Gransee vom 24.11.2011
wird hiermit öffentlich bekanntgemacht.

Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften kann gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend
gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt.
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden.
c) der Satzungsbeschluss wurde vorher beanstandet oder
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den

Mangel ergibt.

Lindow, den 25.04.2014

Kellner
Verbandsvorsteher
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6. Veröffentlichungen des Trink- und Abwasserverbandes Lindow-Gransee

Aufgrund der §§ 2 und 3 der Kommunalverfassung des Landes Branden-
burg (BgKVerf) vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I S. 286), zuletzt geän-
dert durch Art. 2 des Gesetzes vom 16. Mai 2013 (GVBl. I/13, Nr. 18), der
§§ 8 Abs. 4 und 15 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes über kommunale Gemein-
schaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 28. Mai 1999 (GVBl. I S. 194), zuletzt geändert durch Art.
3 des Gesetztes vom 16. Mai 2013 (GVBl. I/13, Nr. 18) und der §§ 1, 2
und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Brandenburg (KAG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. März 2004 (GVBl. I S. 174),
zuletzt geändert durch Art. 4 des Gesetzes vom 16. Mai 2013 (GVBl. I/
13, Nr. 18) in den jeweils geltenden Fassungen hat die Verbandsversamm-
lung des Trink- und Abwasserverbandes Lindow-Gransee in der Sitzung
am 23.04.2014 folgende

2. Satzung zur Änderung der Entsorgungsgebührensatzung
des Trink- und Abwasserverbandes Lindow-Gransee vom

24.11.2011

beschlossen:

Die Entsorgungsgebührensatzung des Trink- und Abwasserverbandes
Lindow-Gransee vom 24.11.2011, veröffentlicht im Amtsblatt für den
Landkreis Ostprignitz-Ruppin vom 21.12.2011, geändert durch die 1.
Änderungssatzung vom 17.10.2013, veröffentlicht im Amtsblatt für den
Landkreis Ostprignitz-Ruppin vom 13.12.2013,wird wie folgt geändert:

Artikel 1

Im § 2 – Grundgebühr, wird der Absatz 2 neu gefasst, wie folgt:

§ 2 Abs. 2
Die Grundgebühr bemisst sich nach der Nennweite und dem Nenn-
durchfluss (DN) des auf dem Grundstück verwendeten Wasserzählers.

6.3 2. Satzung zur Änderung der Entsorgungsgebührensatzung
des Trink- und Abwasserverbandes Lindow-Gransee

vom 24.11.2011

Sie beträgt:

bis DN   20     4,60 €/Monat
über DN   20 bis DN   25   11,04 €/Monat
über DN   25 bis DN   40   18,40 €/Monat
über DN   40 bis DN   65 110,40 €/Monat
über DN   65 bis DN 100 184,00 €/Monat
über DN 100 bis DN 150 276,00 €/Monat
über DN 150 460,00 €/Monat

Artikel 2

Im § 2 – Grundgebühren – Absatz 3 sind die Worte „Wasserzählergröße
(Nenndurchfluss)“ durch die Worte „Nennweite und dem Nenndurch-
fluss (DN)“ zu ersetzen.

Artikel 3

Die Artikel 1 und 2 der 2. Satzung zur Änderung der Entsorgungsgebüh-
rensatzung des TAV Lindow-Gransee vom 24.11.2011 treten zum
01.07.2014 in Kraft.

Lindow, den 24.04.2014

Kellner                                          Siegel Hollin
Verbandsvorsteher Vorsitzender der

Verbandsversammlung

Bekanntmachungsanordnung
Die vorstehende 2. Satzung zur Änderung der Entsorgungsgebührensatzung des Trink- und Abwasserverbandes Lindow-Gransee vom 24.11.2011
wird hiermit öffentlich bekanntgemacht.

Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften kann gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend
gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt.
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden.
c) der Satzungsbeschluss wurde vorher beanstandet oder
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den

Mangel ergibt.

Lindow, den 25.04.2014

Kellner
Verbandsvorsteher
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7. Veröffentlichung des Zweckverbandes Wasser/Abwasser Fehrbellin-Temnitz

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Wasser/Abwasser Fehrbellin-Temnitz hat am 23.04.2014 folgende Beschlüsse gefasst:

„Der geprüfte Jahresabschluss zum 31.12.2012 wird beschlossen. Das Jahresergebnis wird in die Rücklagen eingestellt.“

„Der Verbandsvorsteherin sowie dem Verbandsvorstand wird für das Geschäftsjahr 2012 die Entlastung erteilt.“

Fehrbellin, den 23.04.2014

Ute Behnicke
Verbandsvorsteherin Siegel

7.1 Jahresabschluss 2012

Ende der amtlichen Bekanntmachungen

Bekanntmachungsanordnung
Der Beschluss über den Jahresabschluss 2012 des Zweckverbandes Wasser/Abwasser Fehrbellin-Temnitz wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Der Jahresabschluss liegt in der Zeit vom 10.06.2014 bis zum 24.06.2014 in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes in Fehrbellin, Gartenstrasse
1a, während der Geschäftszeiten, zur Einsichtnahme öffentlich aus.

Fehrbellin, den 23.04.2014

Ute Behnicke
Verbandsvorsteherin

8. Bekanntmachung der Bundesnetzagentur

Die Bundesnetzagentur gibt bekannt, dass die Telekom Deutschland GmbH, Sitz Bonn, die Erteilung von Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigungen
gemäß § 9 Grundbuchbereinigungsgesetz (GBBerG) für oberirdische Telekommunikationsanlagen in der Stadt Neuruppin und in der Gemeinde
Fehrbellin beantragt hat.

Betroffen sind folgende Flurstücke (FSt.):

Gemarkung Karwe Flur 1, FSt. 784, 1322, 1323, 1324, 1332,
Flur 2, FSt. 23, 55, 87, 459, 536, 537, 538,

Gemarkung Neukammerluch Flur 1, FSt. 612, 618

Gemarkung Wall Flur 1, FSt. 23, 24, Flur 2, FSt. 38/1, 38/2, 55, 56, 86.

Betroffene können innerhalb von vier Wochen vom Tag dieser Bekanntmachung an die Antragsunterlagen unter dem Aktenzeichen 226-29 – 150/
12 bei der Bundesnetzagentur, Fehrbelliner Platz 3, 10707 Berlin einsehen und schriftlich bzw. zur Niederschrift Widerspruch einlegen. Die
Vereinbarung eines Termins oder ggf. eines anderen Ortes für die Einsichtnahme ist unter der Telefonnummer (0 30) 22480-414, Frau Kulb, möglich.
Bei Bedarf können einzelne Exemplare als Kopie versandt werden.

Bundesnetzagentur

8.1 Öffentliche Bekanntmachung –
Bescheinigungsverfahren nach § 9 Grundbuchbereinigungsgesetz (GBBerG)


